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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 13 R 237/11 B 
 
L 1 R 171/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 8 R 428/08 (SG Oldenburg) 
 
 
 
………………………………… , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen, 
Huntestraße 11, 26135 Oldenburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. August 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 10. Juni 

2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Niedersachsen-Bremen hat mit Beschluss vom 10.6.2011 einen Anspruch der Kläge-

rin auf Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin beim BSG Be-

schwerde eingelegt. Sie beruft sich ausschließlich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Beschwerdebegründung vom 4.7.2011 genügt 

nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn sie hat den Zulassungsgrund der 

grundsätzlichen Bedeutung nicht ordnungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wer die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung erstrebt, muss in der Be-

schwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung bezeichnen und schlüs-

sig darlegen, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten Revisionsverfahren 

klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 2 ff, Nr 9 RdNr 4 

- jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung ersichtlich sein, dass sich die 

Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz oder der bisherigen 

Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinandersetzung mit den vorinstanzlichen 

Entscheidungen und sonstiger einschlägiger Rechtsprechung. Diese Anforderungen, die 

allerdings nicht überspannt werden dürfen, sind verfassungsrechtlich unbedenklich (BVerfG 

<Kammer> SozR 4-1500 § 160a Nr 12 RdNr 3 f, Nr 16 RdNr 4 f). Die Beschwerdebegründung 

wird diesen Erfordernissen nicht gerecht. 

 

Die Klägerin trägt vor: Das LSG stelle den "Rechtssatz" auf, "die festgestellten 

Einschränkungen bedingten 'keine Summierung außergewöhnlicher Leistungseinschränkungen 

oder eine schwere spezifische Leistungsbehinderung' (Seite 12 des Beschlusses). Die Klärung 

der Fragen, 

1

) 

ob Einschränkungen im oben dargestellten Umfange quantitative Leistungsein-

schränkungen im Sinne der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts darstellen, 

2

) 

bejahendenfalls: 

 vom Erreichen 'üblicher Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes' (§ 43 

Abs. 2 Satz 2 SGB VI) bei quantitativen Leistungseinschränkungen der vorliegen-

den Art nicht mehr ausgegangen werden kann," 

habe grundsätzliche Bedeutung. 
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Keiner Erörterung bedarf es, ob die Klägerin damit konkrete Rechtsfragen im oben genannten 

Sinne bezeichnet hat. Denn sie hat bereits die Klärungsbedürftigkeit der von ihr aufgeworfenen 

Fragestellungen nicht dargelegt. Sie hat sich nämlich weder mit den einschlägigen gesetzlichen 

Vorschriften noch mit der hierzu ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung auseinander-

gesetzt. Sie behauptet nicht einmal, dass ihre Fragen von der Rechtsprechung des BSG noch 

nicht beantwortet sind. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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